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Die Arbeitsrichtlinie Neuseeland (Pazifik), UP-5201 stellt einen Auslegungsbehelf zu den vom 

Zollamt Österreich und den Zollorganen zu vollziehenden Regelungen dar, der im Interesse 

einer einheitlichen Vorgangsweise mitgeteilt wird. 

Über die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten können aus 

dieser Arbeitsrichtlinie nicht abgeleitet werden.  

Bei Erledigungen haben Zitierungen mit Hinweisen auf diese Arbeitsrichtlinie zu 

unterbleiben. 

 

Bundesministerium für Finanzen, 1. Mai 2024 
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1. Abkürzungen, Begriffsbestimmungen und Definitionen 

1.1. Abkürzungen 

Übersichtstabelle 

EU Europäische Union 

EK Europäische Kommission 

MS Mitgliedstaat 

HS „Harmonisiertes System“ oder „HS“ bezeichnet das Harmonisierte 
System zur Bezeichnung und Codierung der Waren, einschließlich aller 
von der WZO entwickelten dazugehörigen rechtlichen Anmerkungen 
und Änderungen 

EzU Erklärung zum Ursprung (verbindlicher Wortlaut nach Anhang 3-C des 
Ursprungsprotokolls) 

Vertragspartei EU und Neuseeland 

AEUV Abkürzung für Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
Der AEUV zählt zum Primärrecht der EU 

 

1.2. Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff 

1. „Zollbehörde“ ist 

 in Neuseeland beim New Zealand Customs Service und 

 in der EU sind die Dienststellen der EK zuständig für Zollangelegenheiten oder 

gegebenenfalls die Zollverwaltung und alle anderen Behörden in den MS der EU, die 

zur Anwendung und Durchsetzung des Zollrechts befugt sind; 

2. „Sendung“ bezeichnet ein Erzeugnis, das entweder gleichzeitig von einem Versender an 

einen Empfänger oder mit einem einzigen Frachtpapier oder – bei Fehlen eines solchen 

Papiers – mit einer einzigen Rechnung vom Versender an den Empfänger versandt wird; 

3. „Ausführer“ bezeichnet eine in einer Vertragspartei befindliche Person, die das 

Ursprungserzeugnis nach den in den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei 

festgelegten Anforderungen ausführt oder herstellt und die EzU ausstellt; 
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4. „Einführer“ bezeichnet eine Person, die das Ursprungserzeugnis einführt und dafür die 

Zollpräferenzbehandlung in Anspruch nimmt; 

5. „Vormaterial“ bezeichnet Substanzen, die bei der Herstellung eines Erzeugnisses 

verwendet werden, einschließlich Zutaten, Rohstoffen oder Teilen; 

6. „Vormaterial ohne Ursprungseigenschaft“ bezeichnet ein Vormaterial, das die 

Bedingungen dieses Ursprungsprotokolls für Ursprungserzeugnisse nicht erfüllt, 

einschließlich eines Vormaterials, dessen Ursprungseigenschaft nicht geklärt werden 

kann; 

7. „Erzeugnis“ bezeichnet das Ergebnis eines Herstellungsvorgangs, auch dann, wenn es als 

Vormaterial für die Herstellung eines anderen Erzeugnisses bestimmt ist; 

8. „Herstellung“ bezeichnet jede Be- oder Verarbeitung einschließlich Zusammenbauen; 

9. „Position“ bezeichnet die ersten vier Ziffern der Tarifnummer des Harmonisierten 

Systems. 

10. „Ab-Werk-Preis“ bezeichnet 

i) den Preis des Erzeugnisses, der dem Hersteller gezahlt wurde oder zu zahlen ist, in 

dessen Unternehmen die letzte Be- oder Verarbeitung durchgeführt worden ist, 

sofern dieser Preis den Wert aller verwendeten Vormaterialien sowie alle sonstigen 

bei der Erzeugung des Erzeugnisses angefallenen Kosten umfasst, abzüglich aller 

inländischen Abgaben, die bei Ausfuhr des gewonnenen oder hergestellten 

Erzeugnisses erstattet werden oder erstattet werden dürfen, oder 

ii) falls es keinen gezahlten oder zu zahlenden Preis gibt oder der tatsächlich gezahlte 

Preis nicht alle tatsächlich bei der Erzeugung des Erzeugnisses angefallenen Kosten 

umfasst, den Wert aller verwendeten Vormaterialien sowie alle sonstigen bei der 

Erzeugung des Erzeugnisses in der Ausfuhrvertragspartei angefallenen Kosten, 

A) einschließlich der Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten sowie des 

Gewinns, die dem Erzeugnis in vernünftiger Weise zugerechnet werden können, 

und 

B) abzüglich der Transportkosten, der Versicherungskosten, aller sonstigen beim 

Transport des Erzeugnisses angefallenen Kosten und aller inländischen Abgaben 

der Ausfuhrvertragspartei, die bei Ausfuhr des gewonnenen oder hergestellten 

Erzeugnisses erstattet werden oder erstattet werden dürfen, 
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iii) für die Zwecke von Ziffer i gilt Folgendes: Wenn die letzte Herstellung an einen 

Hersteller untervergeben wurde, bezeichnet der Begriff „Hersteller“ in Ziffer i eine 

Person, die den Unterauftragnehmer beschäftigt hat; 

Weitere Begriffsbestimmungen zur Auslegung der Listenregeln hinsichtlich Zolltarif, 

Nettogewicht, Zollwert, Ab-Werk-Preis, MaxNOM, etc. befinden sich im Anhang 3-A des 

Ursprungsprotokolls (Bemerkungen 2 bis 6), S. 543 bis 555. 

1.3. Definitionen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff 

1. "Präferenzzone" das Gebiet der EU und Neuseeland; 

2. „Ursprungsprotokoll“ das Kapitel 3 des Abkommens über Ursprungsregeln und 

Ursprungsverfahren samt den Anhängen 3-A bis 3-F und Anlage 3-B-1; 

3. „Ursprungsregeln“ die in den Ursprungslisten des Anhanges 3-B (erzeugnisspezifischen 

Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls und in der Anlage 3-B-1 

(Ursprungskontingente und die Alternativen für die erzeugnisspezifischen 

Ursprungsregeln des Anhangs 3-B) festgelegten Bedingungen („Listenregeln“) für den 

Erwerb des Warenursprungs; 

4. „Ursprungserzeugnis“ ist eine „Ursprungsware“ oder „Ware mit Ursprung in einer 

Vertragspartei“ welches die Ursprungskriterien nach Maßgabe von Kapitel 3 

(Ursprungsregeln und Ursprungs verfahren) erfüllt; 

5. „Zollpräferenzbehandlung“ bezeichnet den Präferenzzollsatz (Zollfrei-Satz bzw. den 

Abbau-Zollsatz), der nach den Stufenplänen für den Zollabbau in Anhang 2-A 

(Stufenpläne für den Zollabbau) des Ursprungsprotokolls auf eine Ursprungsware 

erhoben wird; 

6. "Präferenznachweis" ist die schriftliche „Erklärung zum Ursprung“ (verbindlicher 

Wortlaut laut Anhang 3-C des Ursprungsprotokolls), die bestätigt, dass es sich bei den 

betreffenden Waren um Ursprungserzeugnisse handelt; 

7. „Drittland“ bezeichnet ein Land oder Gebiet außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 

dieses Abkommens; 

8. „Drittlandsmaterialien“ alle Waren, die keine Ursprungserzeugnisse des Abkommen EU-

Neuseeland sind; 

9. „Minimalbehandlung“ nicht ausreichende Be- oder Verarbeitungen (siehe Abschnitt 

5.6.). 
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2. Anwendungsbereich 

Der räumliche Anwendungsbereich des Abkommens umfasst 

a) für die Gebiete, in denen der Vertrag über die EU und der AEUV unter den in diesen 

Verträgen festgelegten Bedingungen angewendet werden, und 

b) für das Gebiet Neuseelands und die ausschließliche Wirtschaftszone, den Meeresboden 

und den Meeresuntergrund, über die Neuseeland im Einklang mit dem Völkerrecht 

Hoheitsbefugnisse in Bezug auf natürliche Ressourcen ausübt, jedoch nicht für Tokelau. 

Hinsichtlich der Bestimmungen dieses Abkommens über die Zollbehandlung von Waren 

einschließlich Ursprungsregeln und Ursprungsverfahren gilt dieses Abkommen auch für die 

Teile des Zollgebiets der EU gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates1, die nicht unter a) fallen. 

Sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, ist der Begriff „Gebiet“ im Sinne von 

lit. a) und b) zu verstehen. 

Im Hinblick auf hoher See befindlichen Schiffen bzw. Fabrikschiffen enthält Art. 3.4 Abs. 2 

des Ursprungsprotokolls die genauen Bestimmungen hinsichtlich der Begriffes 

„Fischereifahrzeug einer Vertragspartei“ und „Fabrikschiff einer Vertragspartei" (siehe 

Abschnitt 5.4. Abs. 2). 

Der präferenzbegünstigte Warenverkehr findet nur auf Ursprungserzeugnisse der EU oder 

Neuseelands Anwendung. 

3. Voraussetzungen für die Anwendung der Präferenzzölle 

3.1. Allgemeine Voraussetzungen 

Auf eine Ware können die Präferenzzölle nur angewendet werden, wenn folgende 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die Ware muss vom Abkommen erfasst sein (Abschnitt 4.), 

2. die Ware muss ein "Ursprungserzeugnis" einer Vertragspartei sein (Abschnitt 5.), 

3. die Ware muss zwischen den Vertragsparteien unverändert befördert worden sein 

(Abschnitt 6.2), 

4. die Erfüllung der unter Ziffer 2. genannten Voraussetzungen muss durch die Vorlage 

eines ordnungsgemäßen Präferenznachweises belegt werden, bzw. auf Grund der 

Gewissheit des Einführers gegeben sein (Abschnitt 8.). 
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3.2. Präferenzzollsatz 

Der Präferenzzollsatz, der für eine Ursprungsware einzuheben ist, ergibt sich aus den 

Stufenplänen für den Zollabbau in Anhang 2-A (Stufenpläne für den Zollabbau) des 

Ursprungsprotokolls. Für rücklangende EU-Ursprungserzeugnisse wird bei der Wiedereinfuhr 

keine Zollpräferenz nach diesem Abkommen gewährt. 

4. Warenkreis 

4.1. Industriell gewerbliche Waren 

Dem Abkommen unterliegen alle Waren der Kapitel 25 bis 97 des Zolltarifs. 

4.2. Waren im Bereich Landwirtschaft 

Dem Abkommen unterliegen alle Waren der Kapitel 1 bis 24 des Zolltarifs. 

5. Ursprungserzeugnisse 

5.1. Grundsätzliches 

Die besonderen Vorschriften über den Ursprung von Waren sind im Kapitel 3 über 

Ursprungsregeln und Ursprungsverfahren dieses Abkommens (siehe ab Seite 51 ff) 

enthalten. 

5.1.1. Arten des präferenziellen Ursprungs 

Man unterscheidet zwischen dem autonomen Ursprung durch vollständige Erzeugung oder 

ausreichende Be- oder Verarbeitung und dem Ursprung durch Kumulierung. Details dazu 

können der UP-3000 Abschnitt 1.2. entnommen werden. 

5.1.2. Gebiet der EU 

Das Gebiet aller Mitgliedstaaten der EU wird für die Einhaltung der Ursprungsregeln wie das 

Gebiet eines einzigen Staates angesehen. Im zollrechtlich freien Warenverkehr zwischen den 

EU Mitgliedstaaten werden Informationen über bereits innerhalb der EU geleistete 

Herstellungsvorgänge oder darüber, dass es sich bei der betreffenden Ware bereits um ein 

Ursprungserzeugnis im Sinne der jeweiligen Ursprungsregeln handelt, mittels sogenannter 

EU-interner Lieferantenerklärung (siehe Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 6.) 

weitergegeben. 

5.1.3. Bestimmung des Ursprungslandes 

Nach Artikel 3.2 des Ursprungsprotokolls dieses Abkommens ist ein Erzeugnis ein 

Ursprungserzeugnis (Ursprungsland) derjenigen Vertragspartei, in der diese 
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 im Sinne des Artikels 3.4 vollständig gewonnen oder hergestellt wurde, 

 ausschließlich aus Vormaterialien mit Ursprungseigenschaft hergestellt wurde oder 

 im Sinne des Anhangs 3-B (erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) des 

Ursprungsprotokolls unter Verwendung von Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 

hergestellt wurde. 

Nach Artikel 3.1 lit. g des Ursprungsprotokolls bedeutet Herstellung jegliche Be- oder 

Verarbeitung, einschließlich des Zusammenbauens. 

Wird im Ausfuhrland keine Be- oder Verarbeitung vorgenommen, so behalten die 

Vormaterialien oder Erzeugnisse ihre Ursprungseigenschaft bei. Handel und Verzollung (in 

den freien Verkehr bringen) haben keinen Einfluss auf das Ursprungsland bzw. den 

ursprungsrechtlichen Status einer Ware. 

5.1.4. Waren unbestimmten Ursprungs 

Materialien, deren Ursprungscharakter nicht feststellbar ist und nicht nachgewiesen werden 

kann, gelten als "Waren unbestimmten Ursprungs" und sind bei der Ursprungsbeurteilung 

als Drittlandsmaterialien zu werten. 

5.2. Allgemeine Vorschriften 

Folgende Erzeugnisse gelten als Ursprungserzeugnisse einer Vertragspartei, wenn sie in eine 

andere Vertragspartei ausgeführt werden: 

a) Erzeugnisse, die in einer Vertragspartei vollständig gewonnen oder hergestellt worden 

sind. Der Artikel 3.4 des Ursprungsprotokolls enthält eine Aufzählung von Erzeugnissen 

die in einer Vertragspartei als vollständig gewonnen oder hergestellt gelten (zB dort 

angebaute, gezüchtete, geerntete oder gepflückte Pflanzen oder pflanzliche 

Erzeugnisse). 

b) Erzeugnisse, die ausschließlich aus Vormaterialien mit Ursprung hergestellt worden sind 

c) Erzeugnisse, die in der Vertragspartei unter Verwendung von Vormaterialien ohne 

Ursprungseigenschaft hergestellt worden sind, sofern sie alle geltenden 

Voraussetzungen des Anhangs 3-B (erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) 

Ursprungsprotokolls erfüllen. 

Nach Artikel 3.2 Abs. 2 des Abkommens, ist ein stufenweiser Ursprungserwerb (auch 

„Baukastenprinzip“ genannt), möglich. Hat ein Erzeugnis die Ursprungseigenschaft 

erworben, so gelten die bei der Herstellung dieses Erzeugnisses verwendeten Vormaterialien 

ohne Ursprungseigenschaft nicht als Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft, sofern das 

Erzeugnis als Vormaterial bei der Herstellung eines anderen Erzeugnisses verwendet wird. 
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Der Erwerb der Ursprungseigenschaft ist ohne Unterbrechung in der EU und/oder 

Neuseeland zu vollziehen. 

5.3. Ursprung durch Kumulierung 

5.3.1. Grundsätzliches 

Ein Ursprungserzeugnis einer Vertragspartei gilt als Ursprungserzeugnis der anderen 

Vertragspartei, wenn es dort als Vormaterial bei der Herstellung eines Erzeugnisses 

verwendet wird (sogenannte „bilaterale Kumulierung“). 

Ein Herstellungsvorgang, der in einer Vertragspartei an einem Vormaterial ohne 

Ursprungseigenschaft durchgeführt wird, darf bei der Ermittlung, ob ein Erzeugnis ein 

Ursprungserzeugnis der anderen Vertragspartei ist, berücksichtigt werden (sogenannte 

„volle Kumulierung“). 

Nähere Erläuterungen und praktische Beispiele zum Thema Kumulierung können der 

Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 1.2.4. entnommen werden. 

5.3.1.1. Bilaterale Kumulierung 

Ein Ursprungserzeugnis einer Vertragspartei gilt als Ursprungserzeugnis der anderen 

Vertragspartei, wenn es dort als Vormaterial bei der Herstellung eines Erzeugnisses 

verwendet wird. Dies gilt nicht, wenn die an einem Erzeugnis vorgenommene Fertigung nicht 

über eine Minimalbehandlung hinausgeht. 

5.3.1.2. Volle Kumulierung 

Ein Ausführer darf die in der anderen Vertragspartei an Vormaterial ohne 

Ursprungseigenschaft vorgenommene Fertigung für die Zwecke der Bestimmung der 

Ursprungseigenschaft eines Erzeugnisses berücksichtigen (volle Kumulierung). Dies gilt nicht, 

wenn die an einem Erzeugnis vorgenommene Fertigung nicht über eine Minimalbehandlung 

hinausgeht. 

Bei Anwendung der vollen Kumulierung braucht der Hersteller des Erzeugnisses von den 

Lieferanten die in Anhang 3-D des Ursprungsprotokolls genannten nachstehenden 

Informationen: 

a) Warenbeschreibung und HS-Tarifposition des gelieferten Erzeugnisses und der bei seiner 

Herstellung verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 

b) Einheitswert und Gesamtwert des gelieferten Erzeugnisses und der bei seiner 

Herstellung verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft, falls nach Anhang 

3-B (erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls die Wertmethoden 

herangezogen werden 

8 von 182



UP-5201 GZ 2024-0.164.701 idF GZ 2025-0.707.641 vom 15. Oktober 2025 

 

© Bundesministerium für Finanzen 10 - 8 

c) Beschreibung der an den verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 

durchgeführten Herstellung, falls nach Anhang 3-B (erzeugnisspezifische 

Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls bestimmte Herstellungsverfahren 

durchgeführt werden müssen, und 

d) Erklärung des Lieferanten, dass die einzelnen in den Absätzen a bis c (Anhang 3-D des 

Ursprungsprotokolls) genannten Angaben, richtig und vollständig sind, Datum der 

Ausstellung der Erklärung, sowie Name und Anschrift des Lieferanten in 

Druckbuchstaben 

Diese Informationen gelten für eine einzige Sendung (Einzellieferantenerklärung) oder 

mehrere Sendungen (Langzeitlieferantenerklärung) desselben Vormaterials. 

5.3.2. Drittlandsmaterialien 

Die Anwendung der Kumulierung beeinträchtigt in keiner Weise die Verwendung von 

drittländischen Vormaterialien, sofern diese ausreichend be- oder verarbeitet werden. 

5.3.3. Andorra (Anhang 3-E des Ursprungsprotokolls) 

Erzeugnisse der HS-Kapitel 25 bis 97 mit Ursprung in Andorra werden von Neuseeland als 

Ursprungserzeugnisse der EU anerkannt. Das Ursprungsprotokoll des Abkommens gilt 

sinngemäß für die Bestimmung der Ursprungseigenschaft der genannten Erzeugnisse. 

5.3.4. San Marino (Anhang 3-F des Ursprungsprotokolls) 

Erzeugnisse mit Ursprung in der Republik San Marino werden von Neuseeland als 

Ursprungserzeugnisse der EU anerkannt. Das Ursprungsprotokoll des Abkommens gilt 

sinngemäß für die Bestimmung der Ursprungseigenschaft der genannten Erzeugnisse. 

5.4. Vollständig gewonnene oder hergestellte Erzeugnisse (vollständige 

Erzeugung) 

(1) Eine Ware gilt gemäß Artikel 3.4 des Ursprungsprotokolls als vollständig im Gebiet einer 

Vertragspartei erzeugt, wenn sämtliche zu ihrer Erzeugung verwendeten Vormaterialien, 

mag ihr Anteil an der Ware auch noch so geringfügig sein, zur Gänze aus diesem Staat 

stammen. 

Als vollständig in der EU oder in Neuseeland gewonnen oder hergestellt gelten: 

a) aus dem Boden oder Meeresboden einer Vertragspartei gewonnene Mineralien oder 

Naturstoffe, 

b) in einer Vertragspartei angebaute oder geerntete Nutz- und Zierpflanzen, 
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Hinweis: 

Gemäß Anmerkung 9 des Anhangs 3-A (Einleitende Bemerkungen zu den 

erzeugnisspezifischen Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls gilt für 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse folgendes: 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse der Kapitel 6, 7, 8, 9, 10, 12 und der Position 24.01, die 

im Gebiet einer Vertragspartei angebaut oder geerntet werden, gelten auch dann als 

Ursprungserzeugnisse einer Vertragspartei, wenn der Anbau mithilfe von Samen, 

Bulben, Rhizomen, Wurzelstöcken, Stecklingen, Pfropfreiser, Pfropfen, Sprossen, 

Knospen oder anderen lebenden Pflanzenteilen erfolgte, die aus einem Drittland 

eingeführt wurden. 

c) in einer Vertragspartei geborene und aufgezogene lebende Tiere, 

d) Erzeugnisse von lebenden Tieren, die in einer Vertragspartei aufgezogen wurden, 

e) Erzeugnisse von geschlachteten Tieren, die in einer Vertragspartei geboren und 

aufgezogen wurden, 

f) in einer Vertragspartei – innerhalb der äußeren Grenzen der Küstenmeere der 

Vertragspartei – erzielte Jagdbeute und Fischfänge, 

g) aus Aquakultur in einer Vertragspartei gewonnene Erzeugnisse, wenn die aquatischen 

Organismen, einschließlich Fischen, Weichtieren, Krebstieren, anderen wirbellosen 

Wassertieren und Wasserpflanzen aus Stammkulturen wie Eiern, Rogen, Brütlingen, 

Jungfischen oder Larven mittels erzeugungsfördernder Eingriffe in die Aufzucht- oder 

Wachstumsprozesse, beispielsweise durch regelmäßigen Besatz, Fütterung oder Schutz 

vor Räubern, hervorgegangen sind, 

h) Erzeugnisse der Seefischerei und andere, im Einklang mit dem Völkerrecht von 

Fischereifahrzeugen einer Vertragspartei außerhalb der Küstenmeere aus dem Meer 

gewonnene Erzeugnisse, 

i) Erzeugnisse, die an Bord eines Fabrikschiffs einer Vertragspartei ausschließlich aus den 

unter Buchstabe h genannten Erzeugnissen hergestellt werden, 

j) Erzeugnisse, die durch eine Vertragspartei oder eine Person einer Vertragspartei vom 

Meeresboden oder aus dem Meeresuntergrund außerhalb eines Küstenmeeres 

gewonnen werden, sofern diese Vertragspartei oder Person dieser Vertragspartei nach 

dem Völkerrecht zum Zwecke der Nutzung Rechte über diesen Teil des Meeresbodens 

oder Meeresuntergrunds ausübt, 
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k) bei einer in einer Vertragspartei ausgeübten Produktionstätigkeit anfallende Abfälle, 

l) in einer Vertragspartei gesammelte gebrauchte Erzeugnisse, die nur zur Rückgewinnung 

von Rohstoffen, einschließlich solcher Rohstoffe, geeignet sind, und 

m) Erzeugnisse, die in einer Vertragspartei ausschließlich aus den unter Buchstabe a bis l 

genannten Erzeugnissen hergestellte werden. 

(2) Als „Fischereifahrzeug einer Vertragspartei“ oder „Fabrikschiff einer Vertragspartei“ nach 

Abs. 1 Buchstaben h und i gilt ein Fischereifahrzeug oder Fabrikschiff, das 

a) in einem Mitgliedstaat oder in Neuseeland im Schiffsregister eingetragen ist, 

b) unter der Flagge eines Mitgliedstaats oder Neuseelands fährt, 

c) eine der folgenden Bedingungen erfüllt: 

i) ist mindestens zu 50% Eigentum von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats oder 

Neuseelands oder 

ii) ist Eigentum einer juristischen Person oder mehrerer juristischer Personen, von 

denen jede: 

A) ihren Hauptsitz oder ihre Hauptniederlassung in einem Mitgliedstaat oder in 

Neuseeland hat und 

B) mindestens zu 50% Eigentum öffentlicher Stellen oder von Personen eines 

Mitgliedstaats oder Neuseelands ist. 

5.5. In ausreichendem Maß be- oder verarbeitete Erzeugnisse (ausreichende 

Herstellung) 

5.5.1. Grundsätzliches - erzeugnisspezifische Ursprungsregeln Anhang 3-B des 

Ursprungsprotokolls 

In den meisten Fällen wird der Ursprung einer Ware nicht durch vollständige Erzeugung 

erzielt und es muss daher eine ausreichende Herstellung aller bei der Herstellung einer Ware 

verwendeten drittländischen Vormaterialien erfolgen, um präferenziellen Ursprung zu 

erzielen. Als ausreichende Herstellung gilt die Erfüllung der Herstellungsvoraussetzungen, 

die in Anhang 3-B (erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls 

vorgesehen sind. 

Die Ursprungsliste ist eine Liste der erforderlichen ausreichenden Be- oder Verarbeitungen, 

die an Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft vorgenommen werden müssen, um den 

hergestellten Erzeugnissen die Ursprungseigenschaft zu verleihen. Bei der Auslegung der 
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Ursprungsliste sind immer die Einleitenden Bemerkungen zu den erzeugnisspezifischen 

Ursprungsregeln - „Ursprungsliste“ (Anhang 3-A des Ursprungsprotokolls) zu beachten. 

Die Ursprungsliste und die Einleitenden Bemerkungen sind Anhänge zum Ursprungsprotokoll 

und sind der Rechtsgrundlage (siehe Abschnitt 12.) zu entnehmen. 

Die zu erfüllende Ursprungsregel ist in der Ursprungsliste in der Spalte „Erzeugnisspezifische 

Ursprungsregel“ angeführt. 

Der Anhang 3-B des Ursprungsprotokolls (siehe Seite 562 ff) enthält die grundsätzlich 

anzuwendende Ursprungsliste. 

Die erzeugnisspezifischen Ursprungsregeln sind in der Spalte 2 angeführt. Sofern in dieser 

Spalte mehrere Möglichkeiten vorhanden sind, besteht eine Wahlmöglichkeit. Eine 

Alternativregel in einer zusätzlichen Spalte (wie in den meisten anderen 

Präferenzregelungen der EU) ist hier nicht gegeben. 

5.5.2. Ursprungskontingente und Alternativen zu den erzeugnisspezifischen 

Ursprungsregeln des Anlage 3-B-1 (des Ursprungsprotokolls) und Kennzeichnung der 

Ursprungsnachweise 

Der Anlage 3-B-1 des Ursprungsprotokolls enthält Alternativen und Kontingente für die 

erzeugnisspezifischen Ursprungsregeln des Anhangs 3-B (Waren der HS Unterpositionen 

0303 54, 0303 55, 0303 66, 0303 68, 0303 69, 0303 89 und 0307 43 bzw. HS 5903, Kapitel 61 

und 62) gelten. 

Hier bedarf es einer Kennzeichnung des schriftlichen Präferenznachweises (Erklärungen zum 

Ursprung) siehe Abschnitt 8.2.5. 

5.5.3. Ausnahme (allgemeine Toleranz) 

Erfüllt ein Erzeugnis aufgrund der Verwendung eines Vormaterials ohne 

Ursprungseigenschaft bei seiner Herstellung die Voraussetzungen des Anhangs 3-B 

(erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls nicht, so gilt dieses 

Erzeugnis dennoch als Ursprungserzeugnis einer Vertragspartei, sofern 

a) bei allen Erzeugnissen, mit Ausnahme der in den Kapiteln 50 bis 63 des HS eingereihten 

Erzeugnisse, der Wert der zur Herstellung der betreffenden Erzeugnisse verwendeten 

Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 10% des Ab-Werk-Preises dieser Erzeugnisse 

nicht überschreitet, 

b) für die nach den Kapiteln 50 bis 63 des HS eingereihten Erzeugnisse die Toleranzen nach 

den Bemerkungen 7 und 8 des Anhangs 3-A (Einleitende Bemerkungen zu den 

erzeugnisspezifischen Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls gelten. 
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Die Toleranz gilt nicht, wenn der Wert oder das Gewicht (Hinweis: die Gewichtstoleranz 

kommt mangels einer rechtlichen Bestimmung im Art. 3.5 des Ursprungsprotokolls nicht zur 

Anwendung) der bei der Herstellung eines Erzeugnisses verwendeten Vormaterialien ohne 

Ursprungseigenschaft einen der in den Voraussetzungen des Anhangs 3-B 

(erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls festgesetzten Prozentsätze 

für den Höchstwert oder das Höchstgewicht der Vormaterialen ohne Ursprungseigenschaft 

überschreitet, dh. die Ursprungsregeln der Ursprungsliste selbst vorgesehenen Wertkriterien 

bilden die absolute Grenze, somit ist kein Addieren mit der Toleranzgrenze möglich. 

Die Toleranz gilt nicht für Erzeugnisse, die in einer Vertragspartei vollständig gewonnen oder 

hergestellt (siehe Abschnitt 5.4.) wurden. Wenn die bei der Herstellung eines Erzeugnisses 

verwendeten Vormaterialien nach der Ursprungsregel des Anhangs 3-B des 

Ursprungsprotokolls vollständig gewonnen oder hergestellt sein müssen, so gilt die Toleranz 

für die Summe dieser Vormaterialien. 

5.6. Nicht ausreichende Be- oder Verarbeitung (Minimalbehandlung) 

5.6.1. Grundsätzliches 

Der Aspekt der Minimalbehandlung ist als Zusatzvoraussetzung zur Einhaltung der 

Herstellungsvoraussetzungen bei Verwendung drittländischer Vormaterialien zu beachten. 

Minimalbehandlungen von Drittlandsmaterialien können zwar allenfalls zur Erfüllung eines 

Herstellungsvorganges in der jeweiligen Ursprungsliste führen (zB Wechsel der vierstelligen 

HS-Position, Einhaltung eines bestimmten Wertkriteriums), sind jedoch niemals ausreichend 

im Sinne der Ursprungsregeln. 

5.6.2. Definition 

Als nicht ausreichende Be- oder Verarbeitungen gelten nur die nachfolgend aufgezählten 

Vorgänge und zwar, wenn ausschließlich diese ("erschöpfende Aufzählung") durchgeführt 

werden: 

a) Konservierungsbehandlungen wie Trocknen, Tiefkühlen, Einlegen in Lake oder ähnliche 

Behandlungen, die ausschließlich dazu bestimmt sind, den Zustand des Erzeugnisses 

während des Transports oder der Lagerung zu erhalten; Behandlungen wie Kühlung, 

Gefrieren oder Belüftung zur Haltbarmachung gilt als unzureichend, während 

Behandlungen wie Beizen, Trocknen oder Räuchern, die dazu bestimmt sind, einem 

Erzeugnis besondere oder andere Eigenschaften zu verleihen, als ausreichend 

angesehen werden. 

b) Teilen oder Zusammenstellen von Packstücken, 
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c) Waschen oder Reinigen, Entfernen von Staub, Oxid, Öl, Farbe oder anderen 

Beschichtungen, 

d) Bügeln oder Mangeln von Textilien und Textilwaren, 

e) einfaches Anstreichen oder Polieren, 

f) Schälen und teilweises oder vollständiges Mahlen von Reis, Polieren und Glasieren von 

Getreide und Reis, 

g) Färben oder Aromatisieren von Zucker oder Formen von Würfelzucker, teilweises oder 

vollständiges Mahlen von Kristallzucker, 

h) Enthülsen, Entsteinen oder Schälen von Früchten, Nüssen und Gemüse, 

i) Schärfen, einfaches Schleifen oder einfaches Zerteilen, 

j) Sieben, Aussondern, Einordnen, Sortieren, einschließlich des Zusammenstellens von 

Sortimenten, 

k) einfaches Abfüllen in Flaschen, Dosen, Fläschchen, Säcke, Etuis, Schachteln, Befestigen 

auf Karten oder Brettchen sowie alle anderen einfachen Verpackungsvorgänge, 

l) Anbringen oder Aufdrucken von Marken, Etiketten, Logos oder anderen gleichartigen 

Unterscheidungszeichen auf dem Erzeugnis selbst oder auf seiner Verpackung, 

m) einfaches Mischen von Erzeugnissen, auch verschiedener Arten; Mischen von Zucker mit 

jeglichen Vormaterialien, 

n) einfaches Hinzufügen von Wasser oder Verdünnen mit Wasser oder einem anderen 

Stoff, der die Eigenschaften des Erzeugnisses nicht wesentlich verändert, Trocknen oder 

Denaturieren des Erzeugnisses, 

o) einfaches Zusammenfügen von Teilen eines Erzeugnisses zu einem vollständigen 

Erzeugnis oder Zerlegen des Erzeugnisses in Einzelteile oder 

p) Schlachten von Tieren. 

In diesem Zusammenhang gilt eine Behandlung als einfach, wenn für deren Ausführung 

weder besondere Fertigkeiten noch speziell hergestellte oder dafür installierte Maschinen, 

Geräte oder Werkzeuge erforderlich sind. 

Bei der Beurteilung, ob eine Minimalbehandlung vorliegt, sind alle in der ausführenden 

Vertragspartei an diesem Erzeugnis vorgenommenen Be- oder Verarbeitungen in Betracht zu 

ziehen. Erfolgen die vorstehend genannten Vorgänge im Zusammenhang mit anderen 
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Arbeiten an der Ware, ist der so getätigte Herstellungsvorgang in seiner Gesamtheit zu 

beurteilen. Als Beurteilungshilfe kann herangezogen werden, dass mehr als eine 

Minimalbehandlung dann vorliegt, wenn Vormaterialien mitverwendet werden, die bereits 

Ursprungserzeugnisse des Herstellungslandes und für die übliche Funktion der Fertigware 

selbst relevant sind. 

5.7. Maßgebende Einheit und Umschließungen 

5.7.1. Maßgebende Einheit/Einreihung (Art. 3.7 des Ursprungsprotokolls) 

Die maßgebende Einheit, die jeweils die vorgesehene Ursprungsregel erfüllen muss, ist jene 

Einheit, die auch als Grundlage für die Tarifierung herangezogen wird. Betreffend 

Warenzusammenstellungen siehe Abschnitt 5.9. 

Beispiel: 

Ein Metallluster mit beigepackten Gläsern ist ein einheitlicher Beleuchtungskörper, eine 
Maschine mit getrennt verpackter elektronischer Steuerung ist eine einheitliche Maschine 
und ebenso bildet ein Segelboot mit beigelegtem Segel eine tarifarische Einheit. In diesen 
Fällen müssen alle Komponenten bei der Beurteilung des Ursprungs der gesamten Ware 
mitberücksichtigt werden. Dies bedeutet, dass für die maßgebende Einheit entweder 
Ursprung in ihrer Gesamtheit vorliegt oder nicht. 

5.7.2. Umschließungen, Verpackungsmittel und Behältnisse (Artikel 3.8 und 3.9 des 

Ursprungsprotokolls) 

Verpackungsmaterialien und Verpackungsbehältnisse, in denen ein Erzeugnis für den 

Einzelverkauf verpackt ist, sofern sie mit diesem Erzeugnis eingereiht sind, bei der 

Feststellung, ob die bei der Herstellung des Erzeugnisses verwendeten Vormaterialien ohne 

Ursprungseigenschaft die entsprechende zolltarifliche Neueinreihung oder einen 

besonderen Be- oder Verarbeitungsvorgang nach Anhang 3-B (erzeugnisspezifische 

Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls durchlaufen haben oder ob das Erzeugnis, das 

vollständig in einer Vertragspartei (siehe Abschnitt 5.4) gewonnen oder hergestellt wurde, 

außer Acht gelassen. 

Gilt für ein Erzeugnis eine in Anhang 3-B (erzeugnisspezifische Ursprungsregeln) des 

Ursprungsprotokolls festgesetzte wertbezogene Voraussetzung, so wird der Wert der 

Verpackungsmaterialien und der Verpackungsbehältnisse, in denen dieses Erzeugnis für den 

Einzelverkauf verpackt ist, sofern sie mit dem Erzeugnis eingereiht sind, bei der Berechnung 

für die Anwendung der wertbezogenen Voraussetzungen auf das Erzeugnis entweder als 

Vormaterialien mit Ursprungseigenschaft oder als Vormaterialien ohne 

Ursprungseigenschaft berücksichtigt. 
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5.8. Zubehör, Ersatzteile, Werkzeuge und Anleitungen oder sonstiges 

Informationsmaterial 

Zubehör, Ersatzteile, Werkzeuge und Anleitungen oder sonstiges Informationsmaterial 

werden mit dem Gerät, der Maschine, dem Apparat oder dem Fahrzeug zusammen als 

Einheit angesehen, wenn sie mit dem Produkt eingereiht und geliefert, aber nicht getrennt 

von dem Produkt in Rechnung gestellt werden und der Art, Menge und Wert entsprechen, 

wie es für das Erzeugnis üblich ist. 

Zubehör, Ersatzteile, Werkzeuge und Anleitungen oder sonstiges Informationsmaterial 

bleiben bei der Bestimmung des Ursprungs der Ware grundsätzlich außer Betracht, es sei 

denn, dass für ein Erzeugnis ein festgesetztes Herstellungsverfahren oder ein Höchstwert an 

Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft gemäß Anhang 3-B (erzeugnisspezifische 

Ursprungsregeln) des Ursprungsprotokolls gilt, oder eine in Anhang 3-B des 

Ursprungsprotokolls festgesetzte zolltarifliche Neueinreihung erfüllt. 

5.9. Warenzusammenstellungen 

Warenzusammenstellungen im Sinne der Allgemeinen Vorschriften 3 Buchstaben a und b 

der Allgemeinen Vorschriften für die Auslegung des HS werden als Ursprungserzeugnisse 

einer Vertragspartei betrachtet, wenn für alle ihre Bestandteile die Ursprungseigenschaft 

zutrifft. Besteht eine Warenzusammenstellung aus Bestandteilen mit Ursprungseigenschaft 

und Bestandteilen ohne Ursprungseigenschaft, so gilt sie in ihrer Gesamtheit als 

Ursprungserzeugnis einer Vertragspartei, sofern der Wert der Bestandteile ohne 

Ursprungseigenschaft 15% des Ab-Werk-Preises dieser Warenzusammenstellung nicht 

überschreitet. 

5.10. Neutrale Elemente 

Bei der Feststellung, ob ein Erzeugnis ein Ursprungserzeugnis ist, braucht der Ursprung 

folgender gegebenenfalls bei seiner Herstellung verwendeter Erzeugnisse nicht 

berücksichtigt zu werden: 

a) Energie, Brennstoffe, 

b) Anlagen und Ausrüstung, einschließlich der für ihre Wartung verwendeten Waren, 

c) Maschinen, Werkzeuge, Farbstoffe und Formen, 

d) für die Wartung von Ausrüstungen und Gebäuden verwendete Ersatzteile und 

Vormaterialien, 
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e) bei der Herstellung oder Nutzung von Ausrüstungen und Gebäuden verwendete 

Schmierstoffe, Fette, Verbundwerkstoffe und sonstige Vormaterialien  

f) Handschuhe, Brillen, Schuhe, Bekleidung, Sicherheitsausrüstung und Hilfsmittel 

g) zur Prüfung oder Kontrolle des Erzeugnisses verwendete Ausrüstung, Geräte und 

Hilfsmittel, 

h) Katalysatoren und Lösungsmittel; und 

(i) sonstige Vormaterialien, die weder ein Bestandteil der endgültigen Zusammensetzung 

des Erzeugnisses noch dafür vorgesehen sind. 

5.11. Verbindliche Vorabauskünfte zum Ursprung 

1. Die Zollbehörde einer Vertragspartei erteilt einem Antragsteller verbindliche 

Vorabauskünfte, in denen die für die betreffenden Waren im Einklang mit ihren 

Gesetzen und sonstigen Vorschriften vorgesehene Behandlung dargelegt wird. Solche 

Vorabauskünfte werden dem Antragsteller schriftlich oder in elektronischer Form in 

fristgebundener Weise erteilt und enthalten alle erforderlichen Informationen. Jede 

Vertragspartei stellt sicher, dass einem Antragsteller der anderen Vertragspartei eine 

verbindliche Vorabauskunft erteilt und diese in der Vertragspartei verwendet werden 

kann.  

2. Verbindliche Vorabauskünfte werden erteilt in Bezug auf  

a) die zolltarifliche Einreihung von Waren,  

b)  den Ursprung von Waren und  

c) die geeignete Methode oder die geeigneten Kriterien und deren Anwendung, die für 

die Ermittlung des Zollwerts im Rahmen eines bestimmten Sachverhalts 

anzuwenden sind, sofern dies die Gesetze und sonstigen Vorschriften einer 

Vertragspartei zulassen. 

3. Verbindliche Vorabauskünfte sind für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren ab 

dem Datum ihrer Erteilung oder eines anderen, in der Vorabauskunft angegebenen 

Datums gültig. Die eine verbindliche Vorabauskunft erteilende Vertragspartei kann diese 

ändern, widerrufen, für ungültig erklären oder aufheben, wenn die Vorabauskunft auf 

unrichtigen, unvollständigen, falschen oder irreführenden Informationen, einem 

Verwaltungsfehler oder einer Änderung der Rechtsvorschriften, der wesentlichen 

Tatsachen oder der Umstände, auf die sich die Vorabauskunft stützt, beruht.  

4. Eine Vertragspartei kann die Erteilung einer verbindlichen Vorabauskunft ablehnen, 

wenn die in dem Antrag erhobene Frage Gegenstand einer Überprüfung einer 
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Verwaltungs- oder Justizbehörde ist oder wenn sich der Antrag nicht auf eine 

beabsichtigte Verwendung der verbindlichen Vorabauskunft oder eine beabsichtigte 

Verwendung eines Zollverfahrens bezieht. Lehnt eine Vertragspartei die Erteilung einer 

verbindlichen Vorabauskunft ab, so setzt diese Vertragspartei den Antragseller davon 

umgehend schriftlich in Kenntnis und legt dabei die maßgeblichen Sachverhalte und die 

Grundlage für ihre Entscheidung dar.  

5. Jede Vertragspartei veröffentlicht mindestens  

a) die Voraussetzungen für die Beantragung einer verbindlichen Vorabauskunft 

einschließlich der zu übermittelnden Angaben und des Formats, 

b) die Frist, innerhalb derer sie eine verbindliche Vorabauskunft erteilen wird, und  

c) die Geltungsdauer der verbindlichen Vorabauskunft.  

6. Wenn eine Vertragspartei eine verbindliche Vorabauskunft ändert, widerruft, für 

ungültig erklärt oder aufhebt, setzt sie den Antragsteller davon schriftlich in Kenntnis 

und legt dabei die maßgeblichen Sachverhalte und die Grundlage für ihre Entscheidung 

dar. Eine Vertragspartei kann eine verbindliche Vorabauskunft nur dann rückwirkend 

ändern, widerrufen, für ungültig erklären oder aufheben, wenn der Vorabauskunft 

unvollständige, unrichtige, falsche oder irreführende Angaben zugrunde lagen.  

7. Eine von einer Vertragspartei erteilte verbindliche Vorabauskunft ist für diese 

Vertragspartei in Bezug auf den Antragsteller, der sie begehrte, bindend. Die 

Vertragspartei kann bestimmen, dass die verbindliche Vorabauskunft für den 

Antragsteller bindend ist.  

8. Jede Vertragspartei nimmt auf schriftliches Ersuchen des Antragstellers der 

Vorabauskunft eine Überprüfung der verbindlichen Vorabauskunft oder der 

Entscheidung über ihre Änderung, ihren Widerruf oder ihre Ungültigerklärung vor.  

9. Jede Vertragspartei ist bestrebt, Informationen über verbindliche Vorabauskünfte 

öffentlich zugänglich zu machen; dabei berücksichtigt sie die Notwendigkeit, vertrauliche 

personenbezogene und geschäftliche Informationen zu schützen.  

10. Jede Vertragspartei erteilt verbindliche Vorabauskünfte unverzüglich und in der Regel 

innerhalb von 150 Tagen nach Eingang aller erforderlichen Informationen. Diese Frist 

kann im Einklang mit den Gesetzen und sonstigen Vorschriften einer Vertragspartei 

verlängert werden, wenn mehr Zeit benötigt wird, um sicherzustellen, dass die 

verbindlichen Vorabauskünfte ordnungsgemäß und einheitlich erteilt werden. In diesem 

Fall unterrichtet die Vertragspartei den Antragsteller über den Grund und die Dauer der 

Verlängerung. 

18 von 182



UP-5201 GZ 2024-0.164.701 idF GZ 2025-0.707.641 vom 15. Oktober 2025 

 

© Bundesministerium für Finanzen 10 - 18 

Hinweis: 

Die Zollbehörden der Vertragspartei können nach ihrem Recht eine verbindliche schriftliche 
Vorabauskunft zum Ursprung erteilen, bevor eine Ware in ihr Gebiet eingeführt wird. Für 
eine geplante Warensendung aus der EU nach Neuseeland besteht gemäß den Regelungen 
der jeweiligen Abkommen daher die Möglichkeit, bei den dort zuständigen Behörden eine 
solche Ursprungsauskunft zu beantragen. Der Antrag kann sowohl durch den EU-Exporteur 
als auch durch den aus Neuseeland gestellt werden. Dabei gilt jedoch, dass die Art und 
Weise der Antragstellung auf den jeweiligen nationalen Gesetzen beruht. 

Umgekehrt können für geplante Warensendungen aus Neuseeland in die EU nach den 
Bestimmungen des Zollkodex der Union verbindliche Ursprungsauskünfte (vUA) beantragt 
werden. Diese werden in Form einer Entscheidung über verbindliche Ursprungsauskunft 
(vUA-Entscheidung) erteilt. Der Antrag kann entweder durch den EU-Importeur oder durch 
den Exporteur aus Neuseeland gestellt werden. In letzterem Fall ist erforderlich, dass der 
Exporteur entweder bereits in der EU registriert ist, bzw. sich in dem Mitgliedstaat 
registriert, in dem die vUA-Entscheidung beantragt werden soll (EORI-Nummer), oder sich 
durch einen in der EU ansässigen Vertreter vertreten lässt. 

Unabhängig von den bestehenden Handelsabkommen besteht zudem die Möglichkeit, eine 
vUA-Entscheidung unmittelbar bei den zuständigen Behörden der EU zu beantragen. Diese 
ist jedoch ausschließlich für die Zollbehörden der EU bindend und entfaltet gegenüber den 
Behörden der Partnerstaaten keine Wirkung. Das bedeutet, dass bei der Einfuhr in den 
jeweiligen Partnerstaat die dortigen Behörden trotz einer vorliegenden EU-vUA-
Entscheidung zu einer abweichenden Beurteilung der Ursprungseigenschaft gelangen 
können. Diese Feststellung wäre dann für die Entscheidung über die Gewährung einer 
Präferenzbehandlung im Partnerstaat maßgeblich. 

6. Territoriale Auflagen 

6.1. Territorialitätsprinzip 

(1) Grundsätzlich müssen sämtliche Bedingungen für den Erwerb der Ursprungseigenschaft 

ohne Unterbrechung in der ausführenden Vertragspartei erfüllt werden. 

(2) Ursprungswaren, die aus einer Vertragspartei in ein Drittland ausgeführt und 

anschließend wiedereingeführt werden, gelten grundsätzlich als Erzeugnisse ohne 

Ursprungseigenschaft, es sei denn, den Zollbehörden kann glaubhaft dargelegt werden, dass 

a) die wiedereingeführten Waren dieselben wie die ausgeführten Waren sind und 

b) diese Waren während ihres Verbleibs in dem betreffenden Drittland oder während des 

Transports keine Behandlung erfahren haben, die über das zur Erhaltung ihres Zustands 

erforderliche Maß hinausgeht. 

6.2. Nichtbehandlung 

Ein in der Einfuhrvertragspartei zum freien Verkehr angemeldetes Erzeugnis darf nach der 

Ausfuhr und vor der Anmeldung zum freien Verkehr nicht verändert, in irgendeiner Weise 

umgewandelt oder Be- oder Verarbeitungen unterzogen worden sein, die über das zur 
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Erhaltung ihres Zustands erforderliche Maß hinausgehen; ausgenommen davon sind das 

Anbringen oder Beifügen von Marken, Etiketten, Siegeln oder von Dokumentation, um die 

Einhaltung spezifischer in der Einfuhrvertragspartei geltender Anforderungen zu 

gewährleisten. 

Die Lagerung oder die Ausstellung eines Erzeugnisses in einem Drittland darf erfolgen, wenn 

das Ursprungszeugnis nicht zum freien Verkehr in diesem Drittland abgefertigt worden ist. 

Unbeschadet des Abschnitts B (Ursprungsverfahren) des Abkommens können Sendungen in 

einem Drittland aufgeteilt werden, wenn die Sendungen nicht zum freien Verkehr in diesem 

Drittland abgefertigt worden sind. 

Bestehen Zweifel daran, ob die vorstehend angeführten Voraussetzungen erfüllt sind, darf 

die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei den Einführer auffordern, die Erfüllung dieser 

Voraussetzungen nachzuweisen, was in jeder Art geschehen kann, einschließlich durch 

Vorlage vertraglich festgelegter Frachtpapiere wie Konnossemente oder faktischer oder 

konkreter Nachweise anhand der Kennung oder Nummerierung von Packstücken oder durch 

jeden Hinweis auf das Erzeugnis selbst. 

7. Verbot der Zollrückvergütung und der Zollbefreiung 

Das Verbot der Zollrückvergütung bzw. Zollbefreiung ist im Abkommen nicht vorgesehen. 

8. Nachweis der Ursprungseigenschaft – Präferenznachweise und 

Zollpräferenzbehandlung 

8.1. Grundsätzliches 

Auf der Grundlage eines Antrags auf Zollpräferenzbehandlung durch den Einführer gewährt 

die Einfuhrvertragspartei einem Erzeugnis mit Ursprung in der anderen Vertragspartei die 

Zollpräferenzbehandlung bei der Einfuhr. Der Einführer ist für die Richtigkeit des Antrags auf 

Zollpräferenzbehandlung und die Einhaltung der Voraussetzungen dieses 

Ursprungsprotokolls verantwortlich. 

Im vorliegenden Abkommen ist als schriftlicher Ursprungsnachweis eine Erklärung zum 

Ursprung (EzU) vorgesehen. Diese wird auf einer Rechnung oder einem anderen Dokument 

so abgegeben, dass das Ursprungserzeugnis ausreichend genau bezeichnet ist, um die 

Identifizierung zu ermöglichen. Der Wortlaut der EzU ist im Anhang 3-C des 

Ursprungsprotokolls wiedergegeben. 
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Der Einführer, der die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage einer EzU beantragt, 

bewahrt die EzU auf und legt der Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei auf Verlangen eine 

Kopie davon vor (siehe Abschnitt 8.12). 

Alternativ zu dieser EzU kann eine Präferenzbehandlung auch auf Grundlage der Gewissheit 

des Einführers, dass das eingeführte Erzeugnis die Ursprungseigenschaft besitzt, erfolgen. 

Ein Antrag auf Zollpräferenzbehandlung und die Grundlage für diesen Antrag (EzU oder 

Gewissheit des Einführers) sind nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der 

Einfuhrvertragspartei in die Einfuhrzollanmeldung aufzunehmen. 

8.2. Verfahren/Verpflichtungen für das Ausstellen einer Erklärung zum 

Ursprung (EzU) und Unterschrift 

Eine EzU wird von einem Ausführer eines Erzeugnisses auf der Grundlage von Informationen 

ausgestellt, die belegen, dass das Erzeugnis die Ursprungseigenschaft besitzt, wobei dies 

gegebenenfalls Informationen zur Ursprungseigenschaft der bei der Herstellung des 

Erzeugnisses verwendeten Vormaterialien einschließt. Der Ausführer ist für die Richtigkeit 

der EzU und der vorgelegten Informationen verantwortlich. 

Eine EzU ist in einer der Sprachfassungen in Anhang 3-C (Wortlaut der EzU) des 

Ursprungsprotokolls auf einer Rechnung oder in einem anderen Dokument, in dem das 

Ursprungserzeugnis so genau bezeichnet ist, dass die Identifizierung dieses Erzeugnisses 

möglich ist, auszufertigen. Der Ausführer ist dafür verantwortlich, dass die Angaben so 

ausführlich sind, dass die Identifizierung des Ursprungserzeugnisses möglich ist. Die 

Einfuhrvertragspartei verlangt vom Einführer nicht, eine Übersetzung der EzU vorzulegen. 

Fußnote 1 zu Art. 3.18 - Klarstellung: Während die EzU vom Ausführer auszufertigen ist und 
der Ausführer dafür verantwortlich ist, ausreichende Angaben zur Nämlichkeit des 
Ursprungserzeugnisses zu machen, besteht keine Bedingung hinsichtlich der Identität oder 
des Ortes der Niederlassung der Person, die die Rechnung oder ein anderes Dokument 
ausfüllt, sofern dieses Dokument die eindeutige Identifizierung des Ausführers ermöglicht! 

8.2.1. EzU in der EU ausgestellt 

In der EzU ist die REX Nummer (https://www.bmf.gv.at/themen/zoll/fuer-

unternehmen/ursprung-praeferenzen/registrierter-ausfuehrer.html) des EU Ausführers 

anzugeben. Wenn der Ausführer kein REX ist entfällt ein Eintrag, jedoch darf die EzU nur 

dann ausgestellt werden, wenn der Wert der Ursprungserzeugnisse in einer Sendung 6000 

EUR nicht übersteigen. Erklärungen zum Ursprung müssen nicht unterzeichnet werden, der 

Name des Ausführers (Angabe des Firmennamens) ist jedoch anzugeben. 
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8.2.2. EzU in Neuseeland ausgestellt 

Für Ausführer aus Neuseeland ist in der EzU als Referenznummer der von der 

neuseeländischen Zollverwaltung vergebene „client code“, ab einem Sendungswert von 

1000 Neuseeland-Dollar anzugeben. Dieser setzt sich aus einer 8-stelligen Nummernfolge 

mit einem Buchstaben am Ende zusammen, zB 12345678A. Falls dem Ausführer keine 

Nummer zugeteilt wurde, darf das Feld freigelassen werden. Erklärungen zum Ursprung 

müssen nicht unterzeichnet werden, der Name des Ausführers (Angabe des Firmennamens) 

ist jedoch anzugeben. 

8.2.3. EzU für Mehrfachsendungen identischer Ursprungserzeugnisse bis zu 

12 Monaten 

Laut Artikel 3.18 Abs. 4 lit. b des Ursprungsprotokolls ist die Verwendung einer EzU für 

Mehrfachsendungen identischer Ursprungserzeugnisse gestattet, die innerhalb eines 

Zeitraums von höchstens 12 Monaten, der vom Ausführer in dieser Erklärung festgesetzt 

wird, erfolgen. 

Alle Einfuhren müssen innerhalb des Zeitraums zwischen dem Startdatum und dem 

Enddatum erfolgen. Da ein Antrag auf Präferenzbehandlung auf einer gültigen EzU beruhen 

muss, ist es nicht möglich, diese Erklärung rückwirkend auszustellen und ihr vor dem 

Ausstellungsdatum ein Anfangsdatum zu geben. Dies könnte möglicherweise dazu führen, 

dass eine Vorzugsbehandlung auf der Grundlage einer Erklärung beantragt wird, die noch 

nicht abgegeben wurde und daher zu diesem Zeitpunkt noch nicht existiert. 

Als identische Ursprungserzeugnisse sind solche Erzeugnisse anzusehen, die in jeder Hinsicht 

den in der EzU für Mehrfachsendungen beschriebenen entsprechen und ihre 

Ursprungseigenschaft unter denselben Umständen erworben haben. Die 

Produktbeschreibung des Dokuments mit der EzU muss daher genau genug sein, um dies 

feststellen zu können. 

8.2.4. Angabe bzw. Bezeichnung des Ursprungslandes 

Laut Fußnote 3 im Anhang 3-C (Wortlaut der EzU ) des Ursprungsprotokolls ist als 

Ursprungsland des Erzeugnisses in der EzU entweder Europäische Union (EU) oder 

Neuseeland anzugeben. 
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8.2.5 Kennzeichnung der schriftlichen Präferenznachweise bei Ursprungskontingenten 

und Alternativen zu den erzeugnisspezifischen Ursprungsregeln der Anlage 3-B-1 des 

Ursprungsprotokolls 

Eine für die Waren der Position 5903 sowie Kap. 61 und 62 dieses Anhangs ausgefertigte EzU 

ist mit dem folgenden Vermerk zu versehen: „Ursprungskontingente – Ursprungserzeugnisse 

gemäß Anlage 3-B-1.“ 

Eine für die Waren der HS Unterpositionen 0303 54, 0303 55, 0303 66, 0303 68, 0303 69, 

0303 89 und 0307 43 dieses Anhangs ausgefertigte EzU ist mit dem folgenden Vermerk zu 

versehen: „Ursprungskontingente – Ursprungserzeugnis nach Anlage 3-B-1, gefangen von 

dem gecharterten ausländischen Schiff (Name des Schiffes) in der ausschließlichen 

Wirtschaftszone Neuseelands unter der Fangerlaubnis Nr. (Genehmigungsnummer).“ 

8.3. Ausstellung einer Ersatzerklärung zum Ursprung 

Das Ursprungsprotokoll selbst enthält keine Bestimmungen zur Ausfertigung von 

Ersatzerklärungen zum Ursprung. Werden Ursprungserzeugnisse, für die eine EzU vorliegt, 

noch nicht zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen und werden der Überwachung einer 

Zollstelle in der EU unterstellt, so kann der ursprüngliche Ursprungsnachweis im Hinblick auf 

den Versand sämtlicher oder eines Teils dieser Erzeugnisse innerhalb der EU durch ein oder 

mehrere Ersatzursprungsnachweise ersetzt werden (siehe Art. 69 UZK-IA). Erläuterungen 

und die praktische Vorgangsweise können der Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 3.6. 

entnommen werden. 

8.4. Präferenzbeantragung auf Grund der Gewissheit des Einführers 

Die Gewissheit des Einführers, dass ein Erzeugnis ein Ursprungserzeugnis der 

Ausfuhrvertragspartei ist, gründet auf Informationen, die belegen (Details siehe Abschnitt 

9.1.), dass das Erzeugnis die Ursprungseigenschaft besitzt und die Voraussetzungen des 

Ursprungsprotokolls erfüllt. 

8.5. Buchmäßige Trennung 

Die buchmäßige Trennung für Vormaterialien und teilweise auch für Erzeugnisse ist im 

Artikel 3.13 des Ursprungsprotokolls vorgesehen. Details zur praktischen Anwendung der 

buchmäßigen Trennung können der Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 1.2.7. entnommen 

werden. 

Als Besonderheit dieses Abkommens ist die buchmäßige Trennung nicht nur für 

Vormaterialien sondern auch für Erzeugnisse der HS-Kapitel 10, 15, 27, 28 und 29, der HS-

Positionen 3201 bis 3207 oder HS-Positionen 3901 bis 3914 vorgesehen. 
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Die Voraussetzungen, dass eine getrennte Lagerung der Vormaterialien nach ihrem Ursprung 

unangemessen hohe Kosten nach sich ziehen würde oder nicht durchführbar wäre, sind in 

diesem Abkommen nicht vorgesehen. 

8.6. Registrierter Ausführer (REX) 

Es gelten die Bestimmungen des Artikels 68 UZK-IA über den Registrierten Ausführer 

außerhalb des Rahmens des APS der EU. Nähere Informationen über Voraussetzungen und 

praktische Vorgangsweise sind der Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 8. zu entnehmen. 

8.7. Geltungsdauer und Vorlage der Präferenznachweise 

Eine EzU gilt für einen Zeitraum von 12 Monaten (Einfuhr in die EU) ab dem Datum ihrer 

Ausfertigung. Die Geltungsdauer darf 12 Monate nicht überschreiten. Alle Einfuhren des 

Erzeugnisses müssen innerhalb dieses Zeitraums erfolgen. 

Die Zollpräferenzbehandlung darf innerhalb dieser Geltungsdauer bei der Zollbehörde der 

Einfuhrvertragspartei beantragt werden. 

Hat der Einführer zum Zeitpunkt der Einfuhr keinen Antrag auf Zollpräferenzbehandlung 

gestellt und hätte das Erzeugnis zum Zeitpunkt der Einfuhr die Voraussetzungen für eine 

Zollpräferenzbehandlung erfüllt, so gewährt die Einfuhrvertragspartei die 

Zollpräferenzbehandlung und erstattet oder überweist zu viel gezahlte Zölle zurück. 

Nähere Informationen dazu sind der Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 2.7.5. und Abschnitt 

2.7.6. zu entnehmen. 

8.8. Verpflichtungen des Einführers 

Ein Antrag auf Zollpräferenzbehandlung und seine Grundlagen sind im Einklang mit den 

Gesetzen und sonstigen Vorschriften der Einfuhrvertragspartei Teil der Zolleinfuhrerklärung. 

Die Einfuhrvertragspartei kann als Bedingung für die Gewährung einer 

Zollpräferenzbehandlung verlangen, dass der Einführer einen Antrag auf 

Zollpräferenzbehandlung stellt und dessen Grundlagen nach Artikel 3.16 Abs. 2 (Antrag auf 

Zollpräferenzbehandlung) des Ursprungsprotokolls (siehe UP-3000 Abschnitt 8.1.), 

nachweist. Ein solcher Antrag ist spätestens drei Jahre nach dem Tag der Einfuhr oder 

innerhalb einer längeren Frist zu stellen, sofern dies in den Rechtsvorschriften der 

Einfuhrvertragspartei vorgesehen ist. 

8.9. Einfuhr in Teilsendungen 

Falls auf Antrag des Einführers zerlegte oder noch nicht zusammengesetzte Erzeugnisse im 

Sinne der Allgemeinen Vorschrift 2 a für die Auslegung des HS, die in den Abschnitten XV bis 
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XXI des HS eingereiht werden, in mehreren Lieferungen eingeführt werden, so darf im 

Einklang mit den Anforderungen der Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei eine einzige EzU 

für diese Erzeugnisse verwendet werden. 

Die Voraussetzungen für die Abfertigung dieser Waren in Teilsendungen bzw. der 

Verfahrensablauf sind in der Arbeitsrichtlinie ZT-1600 beschrieben. 

8.10. Ausnahmen vom Präferenznachweis 

Erzeugnisse, die in Kleinsendungen von Privatpersonen an Privatpersonen versandt werden 

oder die sich im persönlichen Gepäck von Reisenden befinden, werden als 

Ursprungserzeugnisse angesehen, sofern es sich um Einfuhren nichtkommerzieller Art 

handelt und erklärt wird, dass die Voraussetzungen des Ursprungsprotokolls erfüllt sind, 

wobei an der Richtigkeit dieser Erklärung kein Zweifel bestehen darf. 

Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten solche, die gelegentlich erfolgen und 

ausschließlich aus Erzeugnissen bestehen, die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der 

Empfänger oder Reisenden oder zum Ge- oder Verbrauch in deren Haushalt bestimmt sind; 

dabei dürfen diese Erzeugnisse weder durch ihre Beschaffenheit noch durch ihre Menge zu 

der Vermutung Anlass geben, dass ihre Einfuhr aus kommerziellen Gründen erfolgt. 

Sofern die Einfuhr nicht zu einer Reihe von Einfuhren gehört, bei denen nach vernünftigem 

Ermessen davon auszugehen ist, dass sie für die Umgehung der Voraussetzungen für eine 

EzU getrennt voneinander durchgeführt wurden, darf der Gesamtwert der Erzeugnisse 

folgende Beträge nicht überschreiten: 

a) Einfuhr in die EU 

500 EUR bei Kleinsendungen oder 1200 EUR bei Erzeugnissen, die sich im persönlichen 

Gepäck von Reisenden befinden. Für die Umrechnung der in einer Landeswährung eines 

Mitgliedstaats der EU ausgedrückten Beträge gilt der Eurokurs der jeweiligen 

Landeswährung am ersten Arbeitstag des Monats Oktober. Dabei werden die für diesen Tag 

von der Europäischen Zentralbank veröffentlichten Beträge verwendet, es sei denn der 

Europäischen Kommission wird bis zum 15. Oktober ein anderer Betrag mitgeteilt; die 

Beträge gelten ab dem 1. Januar des Folgejahrs. Die Europäische Kommission teilt 

Neuseeland die betreffenden Beträge mit. 

b) Einfuhr in Neuseeland 

betragen die Grenzwerte Neuseeland Dollar 1000 sowohl bei in Kleinsendungen versandten 

Erzeugnissen als auch bei Erzeugnissen, die sich im persönlichen Gepäck von Reisenden 

befinden. 
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8.11. Belege 

Welche Unterlagen zum Nachweis dafür, dass Erzeugnisse, für die eine EzU vorliegt, bzw. die 

Gewissheit des Einführers geltend gemacht wird, tatsächlich als Ursprungserzeugnisse der 

EU oder Neuseelands angesehen werden können und die übrigen Voraussetzungen des 

Ursprungsprotokolls erfüllt sind, können der Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 4.5.2. 

entnommen werden. 

8.12. Aufbewahrung der Präferenznachweise und Belege 

Ein Einführer, der eine Zollpräferenzbehandlung für ein in die Einfuhrvertragspartei 

eingeführtes Erzeugnis beantragt, bewahrt für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren 

nach dem Datum der Einfuhr des Erzeugnisses 

a) die vom Ausführer ausgestellte EzU , sofern der Antrag auf einer EzU beruht, oder 

b) alle Nachweise, die belegen, dass das Erzeugnis die Voraussetzungen für den Erhalt der 

Ursprungseigenschaft erfüllt, sofern dem Antrag die Gewissheit des Einführers zugrunde 

lag. 

Ein Ausführer, der eine EzU ausgestellt hat, bewahrt für einen Zeitraum von mindestens vier 

Jahren nach dem Ausstellen dieser Erklärung oder für einen in den Rechtsvorschriften der 

Ausfuhrvertragspartei vorgesehenen längeren Zeitraum eine Kopie hiervon sowie andere 

Nachweise auf, die belegen, dass das Erzeugnis die Voraussetzungen für den Erhalt der 

Ursprungseigenschaft erfüllt. 

Ist ein Ausführer nicht der Hersteller der Erzeugnisse und hat er sich hinsichtlich der 

Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse auf Angaben eines Lieferanten verlassen, so ist er 

verpflichtet, die von diesem Lieferanten übermittelten Angaben aufzubewahren. 

Die nach diesem Abschnitt aufzubewahrenden Nachweise können in elektronischer Form 

aufbewahrt werden. 

Hinweis: 

Art. 51 UZK regelt die Aufbewahrung von Unterlagen und sonstigen Informationen. 

8.13. Abweichungen und Formfehler 

8.13.1. Unbedeutende Abweichungen und Formfehler 

Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den Angaben in der EzU und den Angaben in den 

Unterlagen, die der Zollstelle zur Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten für die Erzeugnisse 

vorgelegt werden, ist die EzU nicht allein dadurch ungültig, sofern einwandfrei 

nachgewiesen wird, dass sich das Papier auf die gestellten Erzeugnisse bezieht. 
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Eindeutige Formfehler wie Tippfehler in einer EzU führen nicht zur Ablehnung dieser, wenn 

diese Fehler keinen Zweifel an der Richtigkeit der Angaben darin entstehen lassen. 

Nähere Informationen dazu sind der Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 3.1.1. zu 

entnehmen. 

8.13.2. Gravierende Abweichungen und Formfehler 

Eine EzU kann aus "formalen Gründen" abgelehnt werden, wenn sie nicht vorschriftsgemäß 

ausgestellt wurde. In diesem Fall kann eine nachträglich ausgestellte EzU nachgereicht 

werden. 

9. Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 

9.1. Überprüfung der Ursprungseigenschaft 

(1) Für die Zwecke der Prüfung, ob ein in eine Vertragspartei eingeführtes Erzeugnis ein 

Ursprungserzeugnis der anderen Vertragspartei ist oder ob die Voraussetzungen des 

Ursprungsprotokolls erfüllt sind, darf die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei eine Prüfung 

anhand von Risikoanalysemethoden, zu denen auch eine Zufallsauswahl gehören darf, 

durchführen, und zwar durch die Anforderung von Informationen beim Einführer, der den 

Antrag auf Präferenzbehandlung stellte. Die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei darf die 

Prüfung zum Zeitpunkt der Zolleinfuhrerklärung, vor der Überlassung der Erzeugnisse oder 

danach durchführen. 

(2) Die nach Abs. 1 angeforderten Informationen umfassen lediglich folgende Elemente: 

a) war eine EzU Grundlage des Antrags auf Präferenzbehandlung, diese EzU und 

b) Informationen über die Erfüllung der Ursprungskriterien 

 wenn das Ursprungskriterium „vollständig gewonnen“ ist, die anwendbare Kategorie 

(wie Ernte, Bergbau, Fischerei) und den Erzeugungsort, 

 wenn das Ursprungskriterium auf einer Änderung der zolltariflichen Einreihung beruht, 

eine Liste aller Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft, einschließlich ihrer 

zolltariflichen Einreihung (je nach Ursprungskriterium in 2, 4 oder 6 Stellen), 

 wenn das Ursprungskriterium auf einer Wertmethode beruht, der Wert des 

Enderzeugnisses sowie der Wert aller bei der Herstellung dieses Erzeugnisses 

verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft, 

 wenn das Ursprungskriterium auf dem Gewicht beruht, das Gewicht des Enderzeugnisses 

sowie das Gewicht der im Enderzeugnis verwendeten einschlägigen Vormaterialien ohne 

Ursprungseigenschaft, 
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 wenn das Ursprungskriterium auf einem spezifischen Herstellungsverfahren beruht, eine 

Beschreibung dieses spezifischen Verfahrens. 

(3) Bei der Vorlage der angeforderten Informationen darf der Einführer zusätzliche Angaben 

machen, die er als relevant für die Prüfung ansieht. 

(4) Stützt sich der Antrag auf Zollpräferenzbehandlung auf eine EzU, so legt der Einführer 

diese EzU vor, kann jedoch der Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei antworten, dass er 

nicht in der Lage ist, die in Abs. 2 Buchstabe b genannten Informationen vorzulegen. 

(5) Lag einem Antrag auf Zollpräferenzbehandlung die Gewissheit des Einführers zugrunde, 

so darf die die Prüfung durchführende Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei, nachdem sie 

zunächst um die Informationen nach Abs. 1 ersucht hat, den Einführer um zusätzliche 

Informationen ersuchen, falls diese Zollbehörde der Ansicht ist, dass zusätzliche 

Informationen erforderlich sind, um die Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses zu prüfen. 

Die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei darf den Einführer, soweit dies angebracht ist, um 

spezifische Unterlagen und Informationen ersuchen. 

(6) die Einfuhrvertragspartei gestattet die Überlassung der betroffenen Erzeugnisse während 

die Prüfung durchgeführt wird. Die Einfuhrvertragspartei kann eine solche Überlassung 

davon abhängig machen, dass der Einführer eine Sicherheit leistet oder andere, von den 

Zollbehörden verlangte, geeignete Maßnahmen ergreift. Jede Aussetzung der 

Zollpräferenzbehandlung wird so bald wie möglich beendet, nachdem die Zollbehörde der 

Einfuhrvertragspartei die Ursprungseigenschaft der betreffenden Erzeugnisse oder die 

Erfüllung der übrigen Voraussetzungen des Ursprungsprotokolls festgestellt hat. 

Weitere Details über die praktische Vorgangsweise bei Verifizierungsverfahren können der 

Arbeitsrichtlinie UP-3000 Abschnitt 5. entnommen werden, sofern diese nicht diesem 

Abschnitt entgegenstehen. 

9.2. Zusammenarbeit 

(1) Um die ordnungsgemäße Anwendung des Ursprungsprotokolls zu gewährleisten, 

arbeiten die Vertragsparteien bei der Prüfung, ob ein Erzeugnis die Ursprungseigenschaft hat 

und die anderen Voraussetzungen des Ursprungsprotokolls erfüllt, durch die Zollbehörde 

jeder Vertragspartei zusammen. 

(2) Lag einem Antrag auf Zollpräferenzbehandlung eine EzU zugrunde, so darf die die 

Prüfung durchführende Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei, nachdem sie zunächst um die 

Informationen nach Artikel 3.23 Abs. 1 des Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 9.1.) 

ersucht hat, binnen zwei Jahren nach der Einfuhr des Erzeugnisses auch die Zollbehörde der 

Ausfuhrvertragspartei um Informationen ersuchen, falls die die Prüfung durchführende 
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Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei der Ansicht ist, dass zusätzliche Informationen 

erforderlich sind, um die Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses zu prüfen. Das Ersuchen um 

Informationen sollte folgende Informationen enthalten: 

a) die EzU, 

b) die Bezeichnung der ersuchenden Zollbehörde, 

c) den Namen des Ausführers, 

d) den Gegenstand und Umfang der Prüfung und 

e) gegebenenfalls alle relevanten Unterlagen. 

Neben diesen Informationen darf die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei die Zollbehörde 

der Ausfuhrvertragspartei gegebenenfalls auch um spezifische Unterlagen und 

Informationen ersuchen. 

(3) Die Zollbehörde der Ausfuhrvertragspartei darf nach ihren Gesetzen und sonstigen 

Vorschriften um Unterlagen oder Untersuchungen ersuchen, indem sie Beweismittel 

anfordert oder die Betriebsstätten des Ausführers besucht, um die Nachweise zu prüfen und 

die zur Herstellung des Erzeugnisses dienenden Anlagen in Augenschein zu nehmen. 

(4) Unbeschadet des Abs. 5 legt die nach Abs. 2 ersuchte Zollbehörde der 

Ausfuhrvertragspartei der Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei die folgenden 

Informationen vor: 

a) die ersuchten Unterlagen, soweit verfügbar, 

b) eine Stellungnahme zur Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses, 

c) die Beschreibung des untersuchten Erzeugnisses sowie die für die Anwendung des 

Ursprungsprotokolls relevante Zolltarifeinreihung, 

d) eine die Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses begründende Beschreibung und 

Erläuterung des Herstellungsverfahrens, 

e) Informationen zur Art der Durchführung der Untersuchung und gegebenenfalls Belege, 

f) gegebenenfalls ergänzende Unterlagen. 

(5) Die Zollbehörde der Ausfuhrvertragspartei darf der Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei 

die in Abs. 4 genannten Informationen nicht ohne Zustimmung des Ausführers vorlegen. 
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(6) Jede Vertragspartei teilt der anderen Vertragspartei die Kontaktdaten, einschließlich 

Postanschrift und E-Mail- Adresse, und Telefon- und Telefaxnummern der Zollbehörden mit; 

sie teilt ihr auch alle Änderungen dieser Daten binnen 30 Tagen nach dem Tag der Änderung 

mit. Auf Seiten der EU ist die EK für die in diese Notifikationen zuständig. 

9.3. Verweigerung der Zollpräferenzbehandlung 

(1) Unbeschadet des nachfolgenden Abs. 3 darf die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei 

die Zollpräferenzbehandlung verweigern, sofern 

a) binnen 3 Monaten nach dem Datum des Ersuchens um Informationen nach Artikel 3.23 

Abs. 1 des Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 9.1. Abs. 1) 

 der Einführer keine Antwort erteilt hat, 

 wenn der Antrag auf Zollpräferenzbehandlung auf einer EzU beruhte, keine EzU 

vorgelegt wurde, oder 

 falls einem Antrag auf Zollpräferenzbehandlung die Gewissheit des Einführers 

zugrunde lag, die erhaltenen Informationen nicht ausreichen, um die 

Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses zu bestätigen, 

b) binnen 3 Monaten nach dem Datum des Ersuchens um zusätzliche Informationen nach 

Artikel 3.23 Abs. 5 des Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 9.1. Abs. 5) 

 der Einführer keine Antwort erteilt oder 

 die erhaltenen Informationen nicht ausreichen, um die Ursprungseigenschaft des 

Erzeugnisses zu bestätigen, 

c) binnen 10 Monaten nach dem Datum des Ersuchens um Informationen nach Artikel 3.24 

Abs. 2 des Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 9.2. Abs. 2) 

 keine Antwort eingegangen ist oder 

 die erhaltenen Informationen nicht ausreichen, um die Ursprungseigenschaft des 

Erzeugnisses zu bestätigen. 

(2) Die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei darf die Zollpräferenzbehandlung für ein 

Erzeugnis, für das ein Einführer einen Antrag auf Zollpräferenzbehandlung gestellt hat, 

verweigern, sofern der Einführer Voraussetzungen des Ursprungsprotokolls, die nicht die 

Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse betreffen, nicht erfüllt. 

(3) Verfügt die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei in Fällen, in denen die Zollbehörde der 

Ausfuhrvertragspartei eine Stellungnahme zur Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses nach 

Artikel 3.24 (Verwaltungszusammenarbeit) Abs. 5 Buchstabe b des Ursprungsprotokolls, zur 

Bestätigung der Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse abgegeben hat, über eine 
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hinreichende Rechtfertigung, die Zollpräferenzbehandlung nach Abs. 1 zu verweigern, so 

notifiziert sie ihre Gründe und ihre Absicht, die Zollpräferenzbehandlung zu verweigern, der 

Zollbehörde der Ausfuhrvertragspartei binnen zwei Monaten nach Eingang der 

Stellungnahme. 

(4) Erfolgt eine solche Notifizierung nach Abs. 3, so finden auf Ersuchen einer der beiden 

Vertragsparteien binnen drei Monaten nach einer solchen Notifikation Konsultationen statt. 

Die Konsultationsfrist kann fallweise im gegenseitigen Einvernehmen der Zollbehörden 

beider Vertragsparteien verlängert werden. Die Konsultationen finden nach dem vom 

Gemischten Ausschuss für Zusammenarbeit im Zollbereich festgelegten Verfahren statt, 

sofern die Zollbehörden der Vertragsparteien nichts anderes vereinbart haben. 

(5) Falls die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei nach Ablauf der Konsultationsfrist die 

Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses nicht bestätigen kann, darf die Zollbehörde die 

Zollpräferenzbehandlung verweigern, wenn sie über eine hinreichende Rechtfertigung dafür 

verfügt und nachdem sie zuvor dem Einführer das Recht auf Anhörung gewährt hat. 

Bestätigt die Zollbehörde der Ausfuhrvertragspartei jedoch die Ursprungseigenschaft der 

Erzeugnisse und begründet sie diese Bestätigung, so darf die Zollbehörde der 

Einfuhrvertragspartei die Zollpräferenzbehandlung für ein Erzeugnis nicht allein aus dem 

Grund verweigern, dass Artikel 3.24 Abs. 6 des Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 9.2. 

Abs. 5) angewendet wurde. 

(6) Innerhalb von zwei Monaten nach dem Datum ihrer abschließenden Entscheidung über 

die Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses teilt die Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei 

der Zollbehörde der Ausfuhrvertragspartei, die eine Stellungnahme zur 

Ursprungseigenschaft des Erzeugnisses nach Artikel 3.24 Abs. 5 Buchstabe b des 

Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 9.2. Abs. 4 lit. b) vorlegte, diese abschließende 

Entscheidung mit. 

9.4. Verwaltungsrechtliche Maßnahmen und Sanktionen 

Jede Vertragspartei gewährleistet die wirksame Durchsetzung des Ursprungsprotokolls. Jede 

Vertragspartei trägt dafür Sorge, dass ihre zuständigen Behörden in der Lage sind, bei 

Verstößen die Verpflichtungen aus diesem Ursprungsprotokolls nach ihren jeweiligen 

Rechtsvorschriften verwaltungsrechtliche Maßnahmen und gegebenenfalls Sanktionen zu 

verhängen. 

9.5. Vertraulichkeit 

(1) Jede Vertragspartei wahrt nach ihren Rechtsvorschriften die Vertraulichkeit der ihr von 

der anderen Vertragspartei oder einer Person dieser Vertragspartei nach dem 
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Ursprungsprotokoll übermittelten Informationen und schützt diese Informationen vor 

Offenlegung. 

(2) die von den Behörden der Einfuhrvertragspartei erhaltenen Informationen dürfen nur für 

die Zwecke die in diesem Ursprungsprotokoll genannt wurden, verwendet werden. Eine 

Vertragspartei darf die in diesem Ursprungsprotokoll eingeholten Informationen wie in dem 

Artikel 3.23 (Prüfung siehe Abschnitt 9.1.) und Artikel 3.24 (Zusammenarbeit der 

Verwaltungen siehe Abschnitt 9.2.) aufgelistet, in jeglichen Verwaltungs-, Gerichts- oder 

gerichtsähnlichen Verfahren verwenden, die wegen Nichterfüllung der Voraussetzungen 

nach diesem Ursprungsprotokoll angestrengt werden. Eine Vertragspartei setzt die andere 

Vertragspartei oder eine Person dieser Vertragspartei, welche die Informationen vorgelegt 

hat, im Voraus von deren Verwendung in Kenntnis. 

(3) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die nach diesem Ursprungsprotokoll erhobenen 

vertraulichen Informationen ausschließlich für die Verwaltung und Durchsetzung von 

Entscheidungen und Feststellungen bezüglich des Ursprungs oder von Zollangelegenheiten 

genutzt werden, außer die andere Vertragspartei oder eine Person dieser Vertragspartei, 

welche solche Informationen vorgelegt hat, erteilt dazu ihre Zustimmung. Werden zur 

Einhaltung des Rechts einer Vertragspartei vertrauliche Informationen für Gerichtsverfahren 

angefordert, die sich nicht auf Ursprungs- oder Zollangelegenheiten beziehen, ist unter der 

Voraussetzung, welche die Informationen vorgelegt hat, im Voraus davon in Kenntnis setzt 

und erklärt, dass eine solche Verwendung gesetzlich vorgeschrieben ist, die Zustimmung der 

anderen Vertragspartei oder einer Person dieser Vertragspartei, welche die vertraulichen 

Informationen vorgelegt hat, nicht erforderlich. 

9.6. Überprüfung und Rechtsbehelf  

(1) Jede Vertragspartei sieht effiziente, zügige, diskriminierungsfreie und leicht zugängliche 

Rechtsbehelfsverfahren zur Anfechtung von Verwaltungsmaßnahmen, Vorabauskünften und 

Beschlüssen der Zollbehörden oder anderer zuständiger Behörden, welche die Einfuhr, die 

Ausfuhr oder die Durchfuhr von Waren betreffen, vor.  

(2) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass jede Person, gegenüber der sie in Absatz 1 

genannte Verwaltungsmaßnahmen trifft oder eine in Absatz 1 genannte Vorabauskunft oder 

Entscheidung erteilt, Zugang zu Folgendem hat:  

a)  einem verwaltungsbehördlichen Rechtsbehelf bei einer dem Bediensteten oder Amt, 

der beziehungsweise das die Verwaltungsmaßnahme getroffen, die Vorabauskunft 

erteilt oder die Entscheidung erlassen hat, übergeordneten oder von diesem 

Bediensteten oder Amt unabhängigen Verwaltungsbehörde oder eine Überprüfung 

durch eine solche Verwaltungsbehörde oder  
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b)  einem gerichtlichen Rechtsbehelf oder einer gerichtlichen Überprüfung der 

Verwaltungsmaßnahme, Vorabauskunft oder Entscheidung.  

(3) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass in Fällen, in denen die Entscheidung aufgrund eines 

verwaltungsbehördlichen Rechtsbehelfs oder einer verwaltungsbehördlichen Überprüfung 

nach Absatz 2 Buchstabe a nicht innerhalb einer in ihren jeweiligen Gesetzen und sonstigen 

Vorschriften festgesetzten Frist oder ohne ungebührliche Verzögerung erlassen wird, die 

betreibende Partei im Einklang mit den Gesetzen und sonstigen Vorschriften dieser 

Vertragspartei das Recht auf weitere verwaltungsbehördliche oder gerichtliche 

Rechtsbehelfe oder Überprüfungen bzw. auf weitere gerichtliche Rechtsbehelfe oder 

weitere gerichtliche Überprüfungen hat.  

(4) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass der betreibenden Partei die Gründe für die 

verwaltungsbehördliche Entscheidung schriftlich, auch in elektronischer Form, mitgeteilt 

werden, damit die betreibende Partei gegebenenfalls Rechtsbehelfs- oder 

Überprüfungsverfahren in Anspruch nehmen kann. 

10. Ceuta und Melilla 

10.1. Anwendung des Ursprungsprotokolls 

Der Ausdruck „Vertragspartei“ schließt Ceuta und Melilla nicht ein. 

Ursprungserzeugnisse Neuseelands erhalten bei ihrer Einfuhr nach Ceuta und Melilla in jeder 

Hinsicht die gleiche Zollbehandlung einschließlich der Zollpräferenzbehandlung wie 

diejenige, die nach Maßgabe des Protokolls Nr. 2 zur Akte über den Beitritt des Königreichs 

Spanien und der Portugiesischen Republik zur EU für Erzeugnisse mit Ursprung im Zollgebiet 

der EU gewährt wird. Neuseeland unterzieht unter dieses Abkommen fallende Erzeugnisse 

mit Ursprung in Ceuta und Melilla bei der Einfuhr der gleichen Zollbehandlung einschließlich 

der Zollpräferenzbehandlung wie diejenige, der aus der EU eingeführte 

Ursprungserzeugnisse der EU unterzogen werden. 

10.2. Besondere Bestimmungen 

Die Ursprungsregeln und die Ursprungsverfahren dieses Ursprungsprotokolls gelten 

sinngemäß für aus Neuseeland nach Ceuta und Melilla ausgeführte Erzeugnisse und für aus 

Ceuta und Melilla nach Neuseeland ausgeführte Erzeugnisse. 

Für diese Zwecke gelten Ceuta und Melilla als ein Gebiet. 

Die spanischen Zollbehörden sind für die Anwendung und Durchführung dieses 

Ursprungsprotokolls in Ceuta und Melilla zuständig. 

33 von 182



UP-5201 GZ 2024-0.164.701 idF GZ 2025-0.707.641 vom 15. Oktober 2025 

 

© Bundesministerium für Finanzen 10 - 33 

11. Schlussbestimmungen 

11.1. Ausschuss 

Der Gemischte Ausschuss für Zusammenarbeit im Zollbereich (Artikel 3.30 des 

Ursprungsprotokolls) kann das Ursprungsprotokoll und seine Anhänge ändern. 

11.2. Übergangsbestimmungen für Durchgangs- und Lagerwaren 

Dieses Abkommen darf auf Erzeugnisse angewendet werden, welche diesem Kapitel 

entsprechen und sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens entweder im 

Durchgang von der Ausfuhrvertragspartei in die Einfuhrvertragspartei oder unter 

zollamtlicher Überwachung in der Einfuhrvertragspartei ohne Entrichtung von Einfuhrzöllen 

und Steuern befinden, sofern binnen 12 Monaten nach dem Tag des Inkrafttretens dieses 

Abkommens bei der Zollbehörde der Einfuhrvertragspartei ein Antrag auf 

Zollpräferenzbehandlung nach Artikel 3.16 des Ursprungsprotokolls (siehe Abschnitt 8.1. 

Präferenznachweise und Zollpräferenzbehandlung), gestellt wird. 

12. Rechtsgrundlagen 

12.1. Handels- und Kooperationsabkommen 

Beschluss (EU) 2023/1323 des Rates vom 27. Juni 2023 über die Unterzeichnung — im 

Namen der Union — des Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen Union und 

Neuseeland (ABl. L 166 vom 30.6.2023, S. 48) 

Beschluss (EU) 2024/244 des Rates vom 27. November 2023 über den Abschluss – im Namen 

der Union – des Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen Union und Neuseeland 

(ABl. L 2024/244 vom 28.2.2024) 

Berichtigung des Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Union und Neuseeland 

(ABl. L 2024/229 vom 28.2.2024) 

Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Union einerseits und Neuseeland 

andererseits (ABl. Nr. L 2024/866 vom 25.3.2024) 

Mitteilung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Freihandelsabkommens zwischen der 

Europäischen Union und Neuseeland (ABl. Nr. L 2024/1062 vom 9.4.2024) 

12.2. Ursprungsprotokoll 

Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Union einerseits und Neuseeland 

andererseits, ABl. Nr. L 2024/866 vom 25.3.2024, Seite 51 

Siehe Anhang 1 - (Abschnitt A - Ursprungsregeln (Art. 3.1. bis 3.15.)) 
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Siehe Anhang 2 - (Abschnitt B - Ursprungsverfahren (Art. 3.16. bis 3.27)) 

Siehe Anhang 3 - (Abschnitt C- Schlussbestimmungen (Art. 3.28 bis 3.30)) 

Siehe Anhang 4 - (Anhang 3-A - Einleitende Bemerkungen zu den erzeugnisspezifischen 

Ursprungsregeln) 

Siehe Anhang 5 - (Anhang 3-B - Erzeugnisspezifische Ursprungsregeln)) 

Siehe Anhang 6 - (Anlage 3-B-1 - Ursprungskontingente und Alternativen für 

erzeugnisspezifischen Ursprungsregeln des Anhangs 3-B (Erzeugnisspezifische 

Ursprungsregeln)), 

Siehe Anhang 7 - (Anhang 3-C - Wortlaut der Erklärung zum Ursprung) 

Siehe Anhang 8 - (Anhang 3-D - Lieferantenerklärung gemäß Artikel 3.3. 

(Ursprungskumulierung) Abs. 4)) 

Siehe Anhang 9 - (Anhang 3 E - Gemeinsame Erklärung betreffend das Fürstentum Andorra) 

Siehe Anhang 10 - (Anhang 3 F - Gemeinsame Erklärung betreffend die Republik San Marino) 
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